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(Nr. 13607.) Geſetz über die Anderung der kommunalen Grenzen der Stadt Glogau. Vom 2. Juni 1931. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
SG 
In den Stadtkreis und die Stadtgemeinde Glogau werden Teile der Landgemeinden 
Broſtau, Rauſchwitz, Weidiſch, Zarkau, Zerbau und Lerchenberg des Landkreiſes Glogau nach 
Maßgabe der dieſem Geſetz als Anlage beigefügten Grenzbeſchreibung eingegliedert. 


§ 2. 
(1) Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt das Ortsrecht der Stadt Glogau in den ein- 
gegliederten Gebietsteilen in Kraft. 
(2) Mit dem gleichen Zeitpunkte werden die in der Stadt Glogau geltenden Polizeiver⸗ 
ordnungen auf die eingegliederten Gebietsteile ausgedehnt. 


§ 3. 

Bei der Feſtſtellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Gemeinden, deren Grenzen 
durch dieſes Geſetz verändert werden, tritt im Rechnungsjahr 1931 für die Zeit nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes an die Stelle des in den 88 11 und 14 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
zum Finanzausgleichsgeſetz als Stichtag beſtimmten 31. März der 1. Juli 1931. 


S A 

(1) Die infolge der Veränderung der kommunalen Grenzen notwendig werdende Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen den Beteiligten iſt nach folgenden Grundſätzen zu regeln. 

(2) Die Auseinanderſetzung hat unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Um⸗ 
ſtände einen billigen Ausgleich zwiſchen den Beteiligten zu finden. 

(3) Hierbei iſt die Leiſtungsfähigkeit der Beteiligten zu berückſichtigen. 

(4) Zu berückſichtigen iſt die Leiſtungsfähigkeit insbeſondere inſoweit, als infolge der Grenz— 
änderung bisherige Einnahmen wegfallen, ohne daß der Ausfall durch eine entſprechende Ver— 
ringerung der Ausgaben ausgeglichen werden kann. 


§ 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1931 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver— 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 2. Juni 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 23. Juni 1931.) 22 
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Anlage 8 
zu § 1 des Geſetzes. 
Grenzbeſchreibung. 

Die Grenze des nach Glogau einzugliedernden Gebiets beginnt am Zuſammenſchluß der 
bisherigen Stadtgrenze von Glogau mit der Gemarkungsgrenze von Beichau etwa 60 Meter 
nördlich des Kommunikationswegs nach Beichau und verläuft von hier längs der Gemarkungs⸗ 
grenze von Beichau, indem fie den Kommunikationsweg Glogau-Beichau, Parzelle 500/131, ſowie 
die Glogau-Saganer Bahnſtrecke, Parzelle 390/130, den Schul- und Kirchſteig Beichau-Broſtau, 
Parzelle 608/133, und die Glogau-Stettiner Bahnſtrecke, Parzelle 352/5, überſchreitet, bis zur Süd⸗ 
ſeite dieſer Bahnſtrecke. Von hier folgt die Grenze unter Einſchluß des zum Bahnkörper gehörigen 
Trennſtücks, Parzelle 315/1 und 202/5, innerhalb der Feldmark Broſtau der Weſtgrenze des nach 
Glogau fallenden Schul- und Kirchſteigs, Parzelle 293/133, bis zur Kreisſtraße Glogau-Herrndorf 
und entlang der Nordſeite dieſer Straße bis zur Abzweigung des Kommunikationswegs nach 
Broſtau, Parzelle 391/63. Hier wird die Kreisſtraße überſchritten, ſo daß die öſtlich der neuen 
Stadtgrenze bis zur alten Stadtgrenze verbleibende Teilſtrecke der Kreisſtraße, Parzelle 64, nach 
Glogau fällt. Von der Südſeite der Kreisſtraße bzw. dem Anſchluſſe der Parzellen 388/18 und 
390/24 mit Wegeparzelle 391/63 durchſchneidet die neue Stadtgrenze in ſüdöſtlicher Richtung die 
Parzellen 390/24, 395/29, 396/29, 512/38 bis zum Anſchluß der Parzellen 512/38 und 45 bei 
der Wegegabelung der Kreisſtraße Glogau-Primkenau und der Kommunilation nach Broſtau. 
Beide Straßenzüge werden hier überſchritten, ſo daß die öſtlich der neuen Stadtgrenze gelegene 
Teilſtrecke der Kreisſtraße bis zur bisherigen Stadtgrenze nach Glogau einverleibt wird. Von der 
Südſeite der Kreisſtraße, Anſchluß mit Parzelle 339/44, verläuft die neue Stadtgrenze wiederum 
in nahezu ſüdöſtlicher Richtung bis an die Weſtgrenze des Feldwegs, Parzelle 59, gegenüber dem 
Knickpunkte der bisherigen Stadtgrenze am Feldweg, Parzelle 59, Anſchluß mit Parzelle 125. 
Hierbei werden die Parzellen 339/44, 51, 180/52, 181/52 und 274/58 durchſchnitten, ſo daß die 
öſtlich der neuen Stadtgrenze gelegenen Teilſtücke dieſer Parzellen nach Glogau entfallen. Von 
hier ab fällt die neue Stadtgrenze mit der Weſtſeite des nach Glogau fallenden Feld⸗ 
wegs, Parzelle 59, zuſammen und verläuft in deren Verlängerung nach Überſchreitung des joge- 
nannten Bäckerwegs, Parzelle 60, über das Grundſtück Parzelle 226/151 bis zu einer Linie, die 
im Abſtand von 50 Meter ſüdlich vom ſogenannten Bäckerwege die Parzellen 535/152 und 516/153 
ihrer Länge nach durchſchneidet und an der Weſtgrenze der Provinzialſtraße Glogau-Neuſorge 
einmündet. Von hier verläuft ſie in ſüdweſtlicher Richtung an der Weſtſeite der Provinzialſtraße 
entlang bis zur bisherigen Gemarkungsgrenze zwiſchen Broſtau und Rauſchwitz, die daſelbſt die 
Provinzialſtraße durchſchneidet, und ferner an der norweſtlichen Seite dieſer Straße entlang, die 
mit der Gemarkungsgrenze Broſtau gegen Rauſchwitz zuſammenfällt, bis zur verlängerten Süd⸗ 
grenze der ſogenannten Häuslermühle, Parzellen 395/109 und 108, wo ſie die Provinzialſtraße 
überſchreitet und auf Rauſchwitzer Gebiet übertritt. Alsdann führt die neue Stadtgrenze an der 
Grenze der Häuslermühle entlang bis zum Rauſchwitzbach, Parzellen 414/114 und 376/115, den 
Bach in ſüdweſtlicher Richtung durchſchneidend, bis zur Südgrenze der Gartenwirtſchaft Burg 
Rauſchwitz, Parzelle 375/115, die ſomit nach Glogau einverleibt wird, und ferner dieſe Grenze 
entlang bis zur Rauſchwitzer Dorfſtraße, Parzelle 66. Von hier folgt die neue Grenze der Weſt⸗ 
ſeite dieſer Straße bis zur Nordgrenze des nach dem Friedhofe der Gemeinde Rauſchwitz führenden 
Kommunikationswegs, überſchreitet hier die Dorfſtraße, führt eine kurze Strecke an der Nord- 
ſeite des genannten Kommunikationswegs entlang bis zu dem in norööſtlicher Richtung 
abzweigenden Feldwege, Parzelle 69, deſſen ſüdweſtliche Seite bis zum ſogenannten Biſchofswege 
die neue Grenze bildet, der ſomit auf ſeine ganze Länge künftig nach Glogau übertritt. Am 
Biſchofsweg, Parzelle 383/134, verläuft nunmehr die neue Stadtgrenze längs der Südweſtſeite 
desſelben entlang bis an das der Stadt Glogau gehörige Ackerſtück Parzelle 346/136, alsdann die 
ſüdliche Grenze dieſes Grundſtücks entlang über die Kreisſtraße Glogau-Gurkau und weiter längs 
der ſüdlichen Grenze der ſtädtiſchen Ackerſtücke Parzellen 345/137—600/131, 138 über den 
Feldweg Parzelle 450/125 und längs der Parzelle 139 bis in die Mitte des Rauſchwitz-Zarkauer 
Grenzgrabens, der als Zubehör zu den anliegenden Grundſtücken keine Parzellennummer hat. 
Von hier ab fällt die neue Grenze mit der Rauſchwitz-Zarkauer Gemarkungsgrenze zuſammen 


Aë 
; 
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und verläuft daher in der Mitte des erwähnten Grenzgrabens bis zur Straßenbrücke im Zuge 
des Kommunikationswegs Glogau-Sieglitz, Parzelle 463/124. Hier überſchreitet die Grenze den 
Kommunikationsweg und tritt ſomit auf Zarkauer Gebiet über, verläuft in ſüdöſtlicher Richtung 
längs der Nordſeite des Weges bis an das Wohnhausgrundſtück Parzelle 264/11 und längs der 
Nordſeite dieſes Grundſtücks über den Feldweg Parzelle 141/12 an der Oſtſeite des Feldwegs 
entlang bis zur Glogau-Breslauer Bahnſtrecke. Alsdann die Bahnlinie überſchreitend, die Oſt⸗ 
ſeite des Feldwegs 359/12 entlang bis zur Provinzialſtraße Glogau-Gramſchütz 438/27, letztere 
wieder überſchreitend und von hier in weſtlicher Richtung längs der Nordſeite der Provinzial⸗ 
ſtraße verlaufend bis zum fortifikatoriſchen Zufahrtswege, Parzelle 357/18, der zur ehemaligen 
Feſtungsziegelei führt. Dieſer Weg ſoll künftig zum Stadtgebiet fallen, ſo daß ſeine öſtliche Seite 
die neue Grenze bildet. Beim Eintritt dieſes Weges in das Grundſtück der ehemaligen Feſtungs⸗ 
ziegelei, Parzelle 17, ſpringt die Grenze etwa 20 Meter in weſtlicher Richtung ein, ſo daß der 
an die Schiffswerft von Zarkau verpachtete Teil der ehemaligen Feſtungsziegelei bis an den 
öſtlichen Böſchungsfuß des neu anzulegenden Flügeldeichs bei Zarkau verbleibt. Die Grenze 
verläuft hiernach an dem öſtlichen Böſchungsfuße des anſchließenden Flügeldeichs entlang in 
deſſen Verlängerung bis zur bisherigen Stadtgrenze gegen Gemarkung Zarkau, welche in der 
Mitte der Stromoder verläuft. Von hier folgt die neue Grenze der Gemarkungsgrenze zwiſchen 
Zarkau und Oberau, welche wiederum in der Mitte der Stromoder verläuft, und tritt nunmehr 
auf Weidiſcher Feldmark über, verläuft in der Mitte der Stromoder weiter bis zur Grenze mit 
der Feldmark Lerchenberg, welche in der Mitte der Alten Oder verläuft. Bei Beginn der Alten 
Oder tritt nun die Grenze auf Lerchenberger Gebiet über, ſpringt über die Alte Oder, Parzelle 115, 
und verläuft an ihrem rechten Ufer in nordweſtlicher Richtung entlang bis zur alten Stadtgrenze 
mit der Feldmark Lerchenberg, wo die Grenze des einzugliedernden Gebiets ihren Abſchluß findet. 
Schließlich wird noch der auf der ſogenannten Dominſel belegene Gebietsausſchluß der Gemeinde 
Zerbau, Parzellen Nr. 57 und 58, zur Stadt Glogau eingemeindet. 


(Nr. 13608.) Geſetz über das Freifahrtrecht und die Entſchädigung der Mitglieder des Preußiſchen 
Landtags. Vom 4. Juni 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Freifahrtrecht. 


8 1. 

() Die Mitglieder des Landtags erhalten vom Tage der Feſtſtellung ihrer Wahl an für 
die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Landtag and für die folgenden acht Tage, im Falle der Auf⸗ 
löſung des Landtags bis zum Ablauf des achten Tages nach der Neuwahl des Landtags, das 
Recht zur freien Fahrt auf den auf das Reich übergegangenen Strecken der ehemals preußiſch⸗ 
heſſiſchen Staatseiſenbahngemeinſchaft ſowie auf allen in dieſem Gebiete vorhandenen Privat- 
eiſenbahnen, nebenbahnähnlichen Kleinbahnen, deren Kraftwagenlinien und auf den Kraftpoſten 
der Deutſchen Reichspoſt. 

(2) Das Recht iſt nicht übertragbar. 


8 2. 
(1) Mitgliedern des Landtags, die im Verkehr zwiſchen getrennten Teilen Preußens See⸗ 
verbindungen oder Eiſenbahnen benutzen, für die ſie keine Freifahrtberechtigung beſitzen, werden 
die hierdurch entſtandenen Koſten erſetzt. 
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(2) Das geſchieht auch bei Benutzung anderer Verkehrsmittel, wenn infolge ungewöhnlicher 
Ereigniſſe der Betrieb derjenigen Verkehrsmittel ſtillgelegt worden iſt, für die die Mitglieder des 
Landtags ein Freifahrtrecht beſitzen. 


§ 3. 
Die Mitglieder des Landtags dürfen für die Benutzung von Eiſenbahnen, für die fie Frei- 
fahrtberechtigung beſitzen, keine Eiſenbahnfahrkoſten annehmen. 


Aufwandsentſchädigung. 
8 4. 

(1) Die Mitglieder des Landtags erhalten vom Tage vor dem erſten Zuſammentritte des 
Landtags an bis zum Ende des Monats, in dem die Wahlperiode abläuft oder der Landtag auf⸗ 
gelöſt wird, monatlich 600 Reichsmark als Aufwandsentſchädigung. Erfolgt die Neuwahl des 
Landtags erſt nach dieſem Zeitpunkte, fo erhalten die Mitglieder des Landtags die Aufwands⸗ 
entſchädigung bis zum Tage der Neuwahl des Landtags. 

(2) Die Aufwandsentſchädigung iſt monatlich im voraus zu zahlen. Gehört ein Mitglied 
während eines Kalendermonats zwei aufeinanderfolgenden Landtagen an, ſo darf ihm nicht mehr 
gezahlt werden als ein Monatsbetrag der Aufwandsentſchädigung. 

(3) Ein Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung iſt unzuläſſig; der Anſpruch auf Auf⸗ 
wandsentſchädigung iſt nicht übertragbar. 


§ 5. 

(1) Mitglieder des Landtags, die nach dem erſten Zuſammentritte des Landtags eintreten, 
erhalten die Aufwandsentſchädigung von dem Tage vor ihrem Eintritt an. Als Tag des Eintritts 
gilt der Tag, an dem der Landeswahlausſchuß (Landeswahlleiter) ſeine Feſtſtellung getroffen hat. 

(2) Mitgliedern des Landtags, die vor Ablauf der Wahlperiode oder vor Auflöſung des Land— 
tags ausſcheiden, erhalten die Aufwandsentſchädigung bis zum Ende des Monats, in dem ſie aus— 
geſchieden ſind. 

(3) Iſt im Falle des Todes eines Mitglieds des Landtags ein Ehegatte hinterblieben, ſo 
kann die Zahlung an dieſen erfolgen, ohne daß ſein Erbrecht nachgewieſen zu werden braucht. 


§ 6. 

(1) Für die Teilnahme an Ausſchußſitzungen, die durch Eintragung in die Anweſenheits— 
liſte des Ausſchuſſes nachgewieſen wird, erhalten die Ausſchußmitglieder an Tagen, an denen keine 
Vollſitzungen des Landtages ſtattfinden, für jeden Tag ihrer Anweſenheit zu ihrer Aufwands— 
entſchädigung einen Zuſchlag von 10 Reichsmark. 

(2) Dieſe Beſtimmung gilt auch, wenn Mitglieder des Landtags an Sitzungen teilgenommen 
haben, zu denen ſie von einem Miniſterium eingeladen oder vom Landtag entſandt worden ſind. 


Ee 
(1) Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Landtags der Vollſitzung des Landtags fern— 
geblieben iſt, wird von der Aufwandsentſchädigung ein Betrag von 20 Reichsmark abgezogen. 
(2) Dieſer Abzug unterbleibt: 
a) wenn das Fernbleiben durch Krankheit veranlaßt war; 
b) wenn das Mitglied des Landtags an demſelben Tage an einer Ausſchußſitzung als 
Mitglied teilgenommen hat; 
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e) wenn das Mitglied des Landtags an demſelben Tage an einer Sitzung teilgenommen 
hat, zu der es von einem Miniſterium eingeladen oder vom Landtag entſandt war. 


S 8. 
Kommen Monatsteilbeträge in Frage (SS 4 und 5), jo find für jeden Kalendertag 
20 Reichsmark zu zahlen. 


Sondervorſchriften. 
8 9. 


Für den Präſidenten und die ſtellvertretenden Präſidenten ſowie für die ſtändigen und 
erſten ſtellvertretenden Mitglieder des Ständigen Ausſchuſſes (Artikel 26 der Verfaſſung) gelten 
auch nach Ablauf der Wahlperiode oder nach Auflöſung des Landtags die Beſtimmungen der 
SS 1 und 2: 
bis zum Ablauf des achten Tages nach dem Tage des Zuſammentritts des neuen 
Landtags, 

die Beſtimmungen der SS 4 und 6: 
bis zum Ablauf des Monats, in dem der neue Landtag zuſammentritt. 


8 10. N 
Wird einem Mitgliede des Landtags, das gleichzeitig Mitglied des Reichstags iſt, die 
Aufwandsentſchädigung im Reichstag abgezogen, ſo erhält es die Aufwandsentſchädigung vom 
Landtag, wenn es ſeine Anweſenheit im Landtag nach den Ausführungsbeſtimmungen des 
Präſidenten nachgewieſen oder ſich in die Anweſenheitsliſte für eine Ausſchußſitzung des Landtags 
eingetragen oder an einer Sitzung teilgenommen hat, zu der es von einem Miniſterium eingeladen 
oder vom Landtag entſandt war. 


SHE 

(1) Mitglieder des Landtags, die gemäß der Geſchäftsordnung für den Preußiſchen Landtag 
von der Teilnahme an den Sitzungen des Landtags ausgeſchloſſen ſind, verwirken für die geſamte 
Zeit bis zum Ablauf des letzten Ausſchlußtags das Recht zur freien Fahrt, den Anſpruch auf 
Erſtattung von Fahrkoſten und den Anſpruch auf Aufwandsentſchädigung. 

(2) Die Freifahrtkarte iſt dem Landtag innerhalb 24 Stunden nach Mitteilung des erfolgten 
Ausſchluſſes zurückzugeben. Geſchieht dies nicht, ſo verwirkt das ausgeſchloſſene Mitglied für weitere 
vier Wochen über die Dauer ſeiner Ausſchließung hinaus den Anſpruch auf Aufwandsentſchädigung. 


Schluß vorſchriften. 
§ 12. 

(1) Der $ 10 dieſes Geſetzes tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 1930 an, das übrige Geſetz 
mit Wirkung vom 1. November 1930 an in Kraft. Zu den entſprechenden Zeitpunkten treten das 
Geſetz über das Freifahrtrecht und die Entſchädigung der Mitglieder des Preußiſchen Landtags vom 
13. Mai 1927 (Geſetzſamml. S. 79) und das dazu ergangene Ergänzungsgeſetz vom 23. April 1928 
(Geſetzſamml. S. 103) außer Kraft. 

(2) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Präſident des Landtags. 
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Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 4. Juni 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13609.) Verordnung zur Anderung der Amtsgerichtsbezirke Bochum und Hattingen. Vom 
28. Mai 1931. 
8:1, 


Auf Grund des 8 6 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zu dem Geſetz über die kommunale Neu⸗ 
gliederung des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebiets vom 29. Juli 1929 (Geſetzſamml. S. 137) 
werden die in die Stadtgemeinde und den Stadtkreis Bochum eingegliederte frühere Landgemeinde 
Linden⸗Dahlhauſen ſowie der ebenfalls in die Stadtgemeinde und den Stadtkreis Bochum ein⸗ 
gegliederte Nordteil der früheren Landgemeinde Winz unter Abtrennung vom Bezirk des Amts⸗ 
gerichts Hattingen dem Amtsgerichte Bochum zugelegt. x 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1931 in Kraft. 


Berlin, den 28. Mai 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(§ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. Im Zentralblatt für die geſamte Unterrichtsverwaltung in Preußen für 1931 ſind auf 
Seite 141 ff. die Satzungen der Staatlichen Hochſchule für Muſik in Köln vom 30. Juli/15. Auguſt 1929 
— U IV 21551. 1. — und die Beſtimmungen für die Studierenden der Hochſchule (Schulordnung) vom 
10/7. März 1931 — U IV 23 505/30. 1. — veröffentlicht worden. 
Berlin, den 1. Juni 1931. 
Preußiſches Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


2. Im Deutſchen Reichs- und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 111 für 1931 iſt eine viehſeuchen⸗ 
polizeiliche Anordnung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 2. Mai 1931, betr. 
die anſteckende Blutarmut der Einhufer, verkündet, die am 15. Mai 1931 in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 3. Juni 1931. 

Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


d: 
* 
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Bekanntmachung. ) 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Mai 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Hümmling für den Ausbau einer 
Landſtraße von Eſterwegen über den Mühlenberg zur Landſtraße Breddenburg-Börgerwald 


durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 21 S. 59, ausgegeben am 23. Mai 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Mai 1931, 
durch den das dem Weſtpreußiſchen Überlandwerk, G. m. b. H. in Marienwerder, durch 
Erlaß vom 6. September 1922 verliehene Enteignungsrecht für den Bau von Überland— 
leitungen in den Kreiſen Stuhm und Marienwerder, einſchließlich der dazu gehörigen 
Transformatorenſtationen, Schalthäuſer und Ortsnetze, auf den Kreis Roſenberg aus— 
gedehnt wird, 


durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 21 S. 35, ausgegeben am 23. Mai 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Mai 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Neheim-Ruhr für den 
Bau des Hochwaſſerſchutzdamms im Binnerfeld in den Fluren 19 und 20 der Gemarkung 
Stadt Neheim 


durch die Sonderbeilage zum Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 21, ausgegeben am 
23. Mai 1931. 
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e Verlags-Aktiengeſellſchaft Berlin. 
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einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
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